
Nicht nur die Bevölkerung schrumpft, auch die Wohnungsnachfrage 
Prognose der Wohnungsnachfrage 

 
Irene Iwanow 

 
Die Folgen der Schrumpfung und der demographischen Veränderungen der Bevölkerung 
sind leider erst in den letzten Jahren in das Problembewusstsein der Politik gerückt. Dies 
nicht zuletzt deshalb, weil deren Auswirkungen auf die Sozialsysteme in der Bundesrepublik 
und auf die Wohnungsleerstände in den ostdeutschen Kommunen nicht mehr zu ignorieren 
waren. Günstiger wäre es natürlich gewesen, den Warnungen der Forschung früher die ent-
sprechende Aufmerksamkeit zu schenken. Langfristige Bevölkerungsprognosen bis 2050 
zeigen, dass die Probleme der Bevölkerungsentwicklung trotz aller Anstrengungen in den 
nächsten Jahrzehnten nicht mehr aufzuhalten sind. Die Variante 5 der 10. koordinierten Be-
völkerungsvorausberechnung bis 2050 des Statistischen Bundesamtes (2003, S.42) macht 
deutlich, dass bei einem angenommenen jährlichen Wanderungsüberschuss von 200 000 
Personen die Bevölkerung bis zum Jahr 2050 um rund 7,3 Millionen Menschen sinken wird. 
Dieser Bevölkerungsverlust entspricht gegenüber 2001 einem prozentualen Rückgang von 
9 %. In dieser Zeit wird der Anteil der 65-Jährigen und älteren Bevölkerung um 58 % zuneh-
men, der Anteil der erwerbsfähigen Bevölkerung (20 bis 65 Jahre) wird um 20 % und der 
Anteil der Bevölkerung unter 20 Jahren um 30 % sinken. Für die einzelnen Kommunen in 
Deutschland liegen derart langfristige kommunale Prognosen kaum vor. Aber auch die Be-
völkerungsprognosen bis 2020 des Bundesamtes für Bauwesen und Raumordnung (BBR 
2002) für die 117 kreisfreien Städte und die 440 Landkreise zeigen, dass die einzelnen Städ-
te sehr unterschiedliche Einwohnerentwicklungen nehmen können.  

Ausgehend von den Bevölkerungsverlusten wird in den schrumpfenden Kommunen gegen-
wärtig noch nicht deutlich genug wahrgenommen, dass nicht nur die Finanzierung der Sozi-
alsysteme in Gefahr ist, sondern dass die kommunalen Besonderheiten der Bevölkerungs-
entwicklungen in den Kommunen entscheidende Auswirkungen auf die zukünftige Woh-
nungsnutzung haben werden. Dabei ist zu erwarten, dass sich Wohnungsleerstände und 
Wohnungsengpässe gleichzeitig entwickeln werden. Das trifft sowohl auf benachbarte Kom-
munen als auch auf die einzelnen Wohnungsteilmärkte innerhalb einer Kommune zu. Für 
tiefgehende Wohnungsmarktanalysen und -prognosen fehlen, solange der Wohnungsmarkt 
noch funktioniert, meist die notwendigen personellen Kapazitäten. Kommunen, die bisher 
keine Wohnungsleerstandsprobleme hatten, können jedoch nicht davon ausgehen, dass sie 
auch zukünftig von einer derartigen Entwicklung verschont bleiben müssen. 
 
Bevölkerungsdynamik der 1990er Jahre im Städtevergleich 
 
In der Retrospektive werden in den meisten deutschen Städten seit vielen Jahren ähnliche 
demographische Veränderungen beobachtet. Dazu zählen insbesondere die Abwanderung 
der Bevölkerung in die Umlandgemeinden, die Zunahme der Anzahl älterer Einwohner und 
die niedrigen Geburtenzahlen. Die Tatsache, dass Jahr für Jahr die Anzahl der Sterbefälle 
über jener der Geburten liegt, ist für viele Städte inzwischen Normalität geworden. Von den 
untersuchten 117 kreisfreien Städten Deutschlands wiesen 103 Städte im Zeitraum 1991 bis 
1999 negative natürliche Bevölkerungssalden auf, das entspricht einem Anteil von 88 % aller 
kreisfreien Städte in Deutschland. Im ostdeutschen Gebiet der Bundesrepublik traf diese 
Entwicklung sogar auf alle 23 kreisfreien Städte zu. Demgegenüber konnten im westdeut-
schen Gebiet der Bundesrepublik immerhin noch 14 der 90 kreisfreien Städte positive natür-
liche Bevölkerungssalden ausweisen. Bezogen auf die in der Kommune lebenden Bevölke-
rung lag der Bevölkerungsverlust aus der natürlichen Bevölkerungsentwicklung in den ost-
deutschen Städten wesentlich höher als in den westdeutschen Städten. Während der durch-
schnittliche jährliche Bevölkerungsverlust aus Sterbefallüberschüssen im Mittel der ostdeut-
schen Städte bei 4,4 Personen pro 1000 Einwohner lag, betrug dieser Wert in den westdeut-
schen Städten mit negativem natürlichen Bevölkerungssaldo im Mittel nur 1,9 Personen pro 
1000 Einwohner. Die ostdeutschen Städte Plauen, Zwickau, Chemnitz und Görlitz wiesen die 



stärksten jährlichen natürlichen Bevölkerungsverluste pro 1000 Einwohner aus (Plauen -8,0; 
Zwickau -6,9; Chemnitz -6,5; Görlitz -6,4). Spitzenreiter der Bevölkerungsverluste infolge der 
natürlichen Bevölkerungsbewegungen war im westdeutschen Bundesgebiet die Stadt Ba-
den-Baden mit durchschnittlich jährlich -6,0 Personen pro 1000 Einwohner, gefolgt von Pir-
masens mit -4,4 und Hof mit -4,2. Die größten Bevölkerungsgewinne aus der natürlichen 
Bevölkerungsentwicklung wiesen die Städte Münster und Erlangen aus. Beide Städte hatten 
einen durchschnittlichen jährlichen Bevölkerungsgewinn aus den natürlichen Bevölkerungs-
bewegungen von 2,1 Personen pro 1000 Einwohner. 
 
Während die natürlichen Bevölkerungsbewegungen die Einwohnerentwicklung in den Städ-
ten nur langfristig verändert, wirken sich die räumlichen Bevölkerungsbewegungen, die durch 
Zu- und Wegzüge der Einwohner über die Stadtgrenze verursacht werden, kurzfristiger auf 
Schrumpfung oder Wachstum der Städte aus. Die räumlichen Bevölkerungsbewegungen 
können die Bevölkerungsverluste infolge von Sterbefallüberschüssen ganz beziehungsweise 
teilweise abschwächen oder die Schrumpfungsdynamik in den Städten zusätzlich dynamisie-
ren. In der vergangenen Dekade wurden in rund 50 % der westdeutschen Kommunen mit 
einem negativen natürlichen Bevölkerungssaldo die Bevölkerungsverluste durch Wande-
rungsgewinne ausgeglichen. Bei den ostdeutschen Kommunen reichten die Wanderungsge-
winne in den drei kreisfreien Städten Weimar, Berlin und Eisenach mit positiven räumlichen 
Bevölkerungsbewegungen nicht aus, um die Bevölkerungsverluste aus der natürlichen Ent-
wicklung zu kompensieren. In den restlichen 20 ostdeutschen kreisfreien Städten (das ent-
spricht 90 % der Städte) dynamisierten die negativen räumlichen Bevölkerungsbewegungen 
die Bevölkerungsverluste dieser Städte zusätzlich. Für die westdeutschen kreisfreien Städte 
traf dieser Umstand nur auf 18 % der durch natürliche Bevölkerungsbewegungen schrump-
fenden Städte zu. In den restlichen Städten milderten die Wanderungsgewinne die Sterbe-
fallüberschüsse ab, ohne jedoch die Bevölkerungsentwicklung in eine positive Richtung be-
wegen zu können. Hinsichtlich der Dynamik der Wanderungsverluste liegt diese in den ost-
deutschen Städten in der Regel um ein Vielfaches höher als in den westdeutschen Städten. 
Spitzenreiter bei den Wanderungsverlusten in den ostdeutschen Städten sind die Städte 
Schwerin, Hoyerswerda und Neubrandenburg mit durchschnittlich jährlich -18,3 beziehungs-
weise -17,6 und -17,4 Personen pro 1000 Einwohner. Die stärksten Wanderungsverluste in 
den westdeutschen kreisfreien Städten liegen hingegen bei durchschnittlich -4,4 Personen 
pro 1000 Einwohner in Wolfsburg und bei -4,2 in Bremerhaven sowie -4,1 in Kiel. 
 
Zukünftige kommunale Bevölkerungsentwicklungen bis 2020  
 
Deutlich verschärft sieht das Bild der zukünftigen Bevölkerungsentwicklung in der Bevölke-
rungsprognose 2020 des Bundesamtes für Bauwesen und Raumordnung für alle kreisfreien 
Städte und Landkreise aus (BBR 2002). Der Anteil der kreisfreien Städte, die durch negative 
natürliche Bevölkerungssalden geprägt werden, wird sich bis 2020 von 88 % Ende der 
1990er Jahre auf 97 % der Städte erhöhen. In Ostdeutschland werden weiterhin alle kreis-
freien Städte durch Bevölkerungsverluste aus den natürlichen Bevölkerungsbewegungen 
geprägt sein und von den 90 westdeutschen Städten können nach der Bevölkerungsprogno-
se des Bundesamtes für Bauwesen und Raumordnung nur noch die fünf kreisfreien Städte 
Ingolstadt, Freiburg, Münster, Heidelberg und Erlangen mit geringen Bevölkerungszuwäch-
sen aus der natürlichen Bevölkerungsentwicklung rechnen. Eine Reihe von Städten wird 
auch in der Zukunft von den Wanderungsbewegungen profitieren und positive räumliche Be-
völkerungssalden ausweisen können. Im Vergleich zur bisherigen Wanderungsentwicklung 
der 1990er Jahre wird sich bis 2020 die Zahl der ostdeutschen kreisfreien Städte mit positi-
vem räumlichen Bevölkerungssalden von 3 Städten auf 9 Städte erhöhen. In den restlichen 
14 ostdeutschen kreisfreien Städten wird bis 2020 weiterhin mit Wanderungsverlusten ge-
rechnet. In den westdeutschen kreisfreien Städten werden sich hinsichtlich der räumlichen 
Bevölkerungssalden deutliche Veränderungen ergeben. Die Zahl der Städte mit einer negati-
ven Wanderungsbilanz wird von 15 Städten in der vergangenen Dekade auf 34 Städte in der 
Zukunft ansteigen. Dabei werden 22 Städte, die bisher eine positive Wanderungsbilanz hat-



ten, zukünftig durch Wanderungsverluste geprägt sein und 3 Städte werden statt der bisheri-
gen negativen Wanderungssalden in Zukunft mit Wanderungsgewinnen rechnen können.  
 
Betrachtet man die natürlichen und räumlichen Bevölkerungsentwicklungen im Zusammen-
hang, so stellt man fest, dass der Anteil der kreisfreien Städte mit Bevölkerungsrückgang 
deutlich ansteigen wird. Während in der letzten Dekade des vergangenen Jahrhunderts 32 % 
der kreisfreien Städte Deutschlands durch Bevölkerungsrückgang gekennzeichnet waren, 
wird sich dieser Anteil bis 2020 auf 75 % erhöhen. Nach der regionalisierten Bevölkerungs-
prognose 2020 des BBR wird es aber auch 6 kreisfreie Städte geben, in denen nach rückläu-
figer Bevölkerungsentwicklung seit den 1990er Jahren die Bevölkerungszahl wieder steigen 
soll. Die positive Bevölkerungsdynamik der Städte München, Augsburg, Landshut und Würz-
burg ist laut Prognose auf die räumliche Komponente der Bevölkerungsbewegungen zurück-
zuführen, denn die natürlichen Bevölkerungsbewegungen werden auch für diese Städte 
deutlich negativ vorausgeschätzt. Auch für Berlin sind die Ursachen des prognostizierten 
Bevölkerungswachstums bei den Wanderungsgewinnen zu sehen, jedoch wird sich die Kom-
ponente der negativen natürlichen Bevölkerungsbewegungen deutlich abschwächen. Die 
Stadt Erlangen ist eine der wenigen Städte, die noch positive natürliche Bevölkerungsbewe-
gungen aufzeigt. Diese werden zukünftig jedoch schwächer, bleiben aber noch positiv und 
werden durch erwartete Wanderungsgewinne noch unterstützt.  
 
Städte mit extremen Bevölkerungsverlusten  
 
Die Zahl der kreisfreien Städte, die zukünftig sowohl durch ein negatives natürliches als auch 
räumliches Bevölkerungssaldo geprägt sein werden, wird bis zum Jahr 2020 auf 50 Städte 
anwachsen. Obwohl die Dynamik der Bevölkerungsverluste in den einzelnen Städten unter-
schiedlich stark ist, sinkt die Zahl der Einwohner in manchen Städten ziemlich rasant. In Ta-
belle 1 ist die negative Bevölkerungsdynamik jener Städte angegeben, für die zukünftig die 
höchsten Bevölkerungsverluste erwartet werden. 
 
Tab. 1: Kreisfreie Städte mit extremen Bevölkerungsrückgängen bis 2020 
 (Quelle: Eigene Berechnungen, Datenbasis: BBR 2002) 

 

 
 

Relativer Bevölkerungsrückgang [%] 

Prognose 

 
Kreisfreie 
Stadt  

In der 
1990er Dekade 
(1990 bis 1999) 

Mittelfristig 
 

(2000 bis 2010) 

Langfristig 
 

(2000 bis 2020) 

Entwicklung in 
Vergangenheit und 

Zukunft 
(1990 bis 2020) 

Jena -5,8 -15,5 -28,7 -32,8 
Stralsund -17,3 -15,5 -26,2 -39,0 
Chemnitz  -19,0 -15,0 -24,7 -39,0 
     
Görlitz -17,7 -11,1 -20,0 -34,2 
Bremerhaven -7,4 -12,3 -20,0 -25,8 
Wilhelmshaven -6,0 -11,4 -18,8 -23,6 
Dessau -13,8 -10,9 -18,2 -29,5 
Cottbus -17,9 -9,6 -17,2 -32,0 
Pirmasens -5,4 -10,2 -16,4 -21,0 
     
Wolfsburg -6,3 -9,5 -16,4 -21,7 
Osnabrück -0,2 -9,6 -16,2 -16,4 
Wuppertal -4,7 -8,7 -15,8 -19,8 
Gelsenkirchen -4,7 -8,1 -15,5 -19,5 
Salzgitter -2,3 -8,4 -15,3 -17,2 



Die Städte Jena, Stralsund und Chemnitz werden bis zum Jahr 2020 rund ein Viertel ihrer 
heutigen Einwohner verlieren. Dazu kommen noch die Bevölkerungsverluste aus den 1990er 
Jahren, so dass in diesen Städten im Jahr 2020 gegenüber 1990 voraussichtlich nur noch 61 
bis 67 % der Einwohner wohnen werden. Für die Vermieter und die Wohnungswirtschaft er-
geben sich hieraus erhebliche Probleme, denn Bevölkerungsrückgänge in einer derartigen 
Größenordnung führen auch bei kleiner werdenden Haushalten zu einem sinkenden Woh-
nungsbedarf. Es kann deshalb davon ausgegangen werden, dass in dauerhaft schrumpfen-
den Städten der Wohnungsleerstand steigen wird, falls kein Wohnungsrückbau der nicht 
mehr nachgefragten Bestände erfolgt. Wie viele Wohnungen zukünftig nicht mehr benötigt 
werden, kann nur eine an die Bevölkerungsprognose anschließende Wohnungsbedarfs- oder 
besser Wohnungsnachfrageprognose beantworten. Die Erstellung derartiger Prognosen 
wurden von den am Wettbewerb „Stadtumbau Ost“ teilnehmenden Kommunen gefordert, 
damit die in den „Integrierten Stadtentwicklungskonzepten“ enthaltenen Überlegungen zum 
Stadtumbau auch auf einer realen Grundlage stehen. Im folgenden Abschnitt werden die 
Prognosen der Stadt Wismar vorgestellt. Die Stadt Wismar war als einer der Sieger des 
Wettbewerbs „Stadtumbau Ost“ ausgezeichnet worden. 
 
Ähnliche Probleme wie in den schrumpfenden ostdeutschen Städten zeichnen sich auch für 
eine Reihe westdeutscher Städte ab. Die Städte Bremerhaven und Wilhelmshaven hatten in 
den 1990er Jahren bereits deutliche Bevölkerungsverluste. Durch Wegzug der aktiven Be-
völkerungsgruppen beschleunigt sich die Alterung der Städte, so dass in den nächsten Jah-
ren mit weiteren erheblichen Bevölkerungsverlusten zu rechnen ist (BBR 2003). In Bremer-
haven werden Bevölkerungsverluste bis 2020 von 20,0 % und in Wilhelmshaven von 18,8 % 
erwartet. Auch die weiteren in Tabelle 1 genannten Städte müssen mit Bevölkerungsverlus-
ten, die mehr als 15 % betragen, rechnen. Einige von ihnen gehören zu den Pilotstädten, die 
im Forschungsfeld „Stadtumbau West“ hinsichtlich der Möglichkeiten und Konsequenzen 
untersucht werden, wie in den nicht mehr durch Wachstum geprägten Stadtregionen, Städ-
ten und Stadtteilen den negativen Auswirkungen der demographischen Entwicklungen ent-
gegengewirkt werden kann. Die Auswirkungen von Schrumpfung konzentrieren sich im Be-
reich des Wohnungsmarktes meist auf bestimmte Stadtteile oder Wohnungsbestandstypen. 
So konzentrieren sich in Wilhelmshaven beispielsweise die Bevölkerungsverluste vor allem 
auf drei Stadtteile. Wilhelmshaven rechnet auf der Basis der Wohnungsprognose des Insti-
tuts für Entwicklungsplanung und Strukturforschung (2001) bis zum Jahr 2010 mit einem 
Wohnungsleerstand von über 3 700 Wohnungen (BBR 2003). Die Stadt Wilhelmshaven will 
im Rahmen des ExWoSt-Forschungsfeldes „Stadtumbau West“ ein stadtweites Stadtumbau-
konzept entwickeln und die Gebäudeeigentümer in den von Wohnungsleerstand betroffenen 
Stadtteilen bei der Erarbeitung einer erfolgreichen Anpassungsstrategie an die rückläufige 
Wohnungsnachfrage unterstützen. 
 
Wohnungsnachfrage- und Leerstandsprognose der Hansestadt Wismar  
 
Wie bereits erwähnt, erarbeitete die Hansestadt Wismar ein integriertes Stadtentwicklungs-
konzept, welches von der Wettbewerbsjury für prämierungswürdig befunden wurde. Aus die-
sem Konzept kann in diesem Beitrag nur auf jenen Teil eingegangen werden, welcher für die  
Folgen des Bevölkerungsrückgangs hinsichtlich der Wohnungsnachfrage- und Leerstands-
entwicklung von Bedeutung ist. Die Prognoserechnungen der Hansestadt Wismar basieren 
auf eigenen Berechnungen der Stadt, welche mit dem Internet-Rechenprogramm „Kommu-
nale Wohnungsnachfrageprognose“ durchgeführt wurden. Dieses Rechenprogramm steht 
allen Interessenten unter der Adresse www.ioer.de zur Verfügung (Iwanow, Eichhorn 2002). 
Die Stadt Wismar erstellte für die zukünftige Bevölkerungsentwicklung vier Szenarien: „Na-
türliche Bevölkerungsbewegungen“, „Prozesskonstante Entwicklung“, „Regionale Entwick-
lung“ und „Gemäßigt optimistische Entwicklung“. Die einzelnen Annahmen aller vier Szena-
rien vorzustellen würde den Rahmen dieses Beitrags sprengen, deshalb wird für die folgen-
den Ergebnisdarstellungen nur das Szenario „Regionale Entwicklung“ ausgewählt. In diesem 
Szenario wurden die in der Region günstigeren Wanderungskoeffizienten auf die Wande-
rungsentwicklung von Wismar übertragen (Hansestadt Wismar 2002, S.4). In diesem Szena-



rio wird bis 2015 ein Bevölkerungsrückgang von 15,2 % errechnet (Abb. 1). Dabei wird ins-
besondere die Bevölkerung im Alter zwischen 16 und 45 Jahren drastisch abnehmen. Sie 
wird von rund 18 500 Einwohnern auf 8 300 Einwohner sinken. Das ist ein Bevölkerungs-
rückgang in dieser Altersklasse um mehr als die Hälfte (-54,9 %). Die Anzahl der Kinder und 
Jugendlichen (0 bis 15 Jahre) wird ebenfalls rückläufig sein. Der Rückgang dieser Alters-
klasse ist bei 13,6 % zu erwarten. Demgegenüber wird die Bevölkerungsgruppe der 45-
Jährigen und Älteren um 18,1 % zunehmen. 
 

 
Abb. 1: Prognostizierte Bevölkerungsentwicklung von Wismar im Szenario „Regionale Entwicklung“. 

Quelle: Eigene Darstellung nach Hansestadt Wismar (2002, S.5) 
 
Für eine Abschätzung, wie viele Wohnungen in der Kommune bei einer rückläufigen Bevöl-
kerung zukünftig bewohnt sein werden, bedarf es einer Haushaltsvorausschätzung. Mit Hilfe 
des erwähnten Rechenprogramms kann auf der Basis der altersgruppenspezifischen Bevöl-
kerungsprognose eine vereinfachte Haushaltsprognose nach den drei Haushaltstypen: 

• „jüngere Ein- und Zwei-Personen-Haushalte“,  
• „ältere Ein- und Zwei-Personen-Haushalte“ 
• „Haushalte mit drei oder mehr Personen“ 

erstellt werden.  Auf der Basis der oben beschriebenen drastisch veränderten Bevölkerung 
und des Bevölkerungsrückgangs zeichnet sich ein analoges Bild bei der Haushaltsentwick-
lung ab. Entsprechend des starken Rückgangs der jungen Bevölkerung wird auch die Zahl 
der „jüngeren Ein- und Zwei-Personen-Haushalte“ und der „Haushalte mit drei und mehr Per-
sonen“ abnehmen. Ein erschreckender Haushaltsrückgang ist bei den „jüngeren Ein- und 
Zwei-Personen-Haushalten“ mit  50,1 % zu erkennen. Die „Haushalte mit drei und mehr Per-
sonen“ werden um 18,8 % sinken (Tab. 2). Dem gegenüber steht bei den „älteren Ein- und 
Zwei-Personen-Haushalten“ ein Anstieg der Haushalte von ebenfalls 18,8 %. In Wismar ist 
nach dem Szenario „Regionale Entwicklung“ bis zum Jahr 2015 insgesamt mit einem Haus-
haltsrückgang von 9,8 % auszugehen, woraus sich auch eine deutlich sinkende Wohnungs-
nachfrage und eine Leerstandserhöhung gegenüber 2001 ableitet. 
 
Der Rückgang von fast 10 % nachfragenden Haushalten wird sich nicht auf alle Wohnungs-
bestände gleichermaßen verteilen. Meist gibt es in einigen Stadtteilen einen konzentrierten 
Nachfragerückgang. Deshalb ist es sinnvoll, an die Haushaltsvorausschätzung, auch eine 
Wohnungsnachfrageanalyse und -prognose anzuschließen. So kann vorausgeschätzt wer-
den, wie sich die Nachfragerückgänge auf die einzelnen Stadtteile oder Bebauungsstruktur-
typen aufteilen werden. 
 
Tab. 2: Haushaltsvorausschätzung für Wismar nach Haushaltstypen 

Quelle: Eigene Berechnung nach Hansestadt Wismar (2002, S.8) 



 

 
Im Stadtentwicklungskonzept der Hansestadt Wismar erfolgte eine Aufteilung der Woh-
nungsbestände nach vier spezifischen Wohngebiets- beziehungsweise Bebauungsstruktur-
typen: 

• Ein- und Zweifamilienhaussiedlung, Reihenhäuser 
• Altstadt 
• Gemischte Wohngebiete 
• Industriell errichtete Wohngebiete 

 
Aus der Analyse des Umzugsverhaltens der Wismarer Haushalte und mit Hilfe des Internet-
Rechenprogramms „Kommunale Wohnungsnachfrageprognose“ erstellte Wismar dann die 
Nachfrageprognose selbst. Die Ergebnisse zeigen, dass die Wohnungen in den industriell 
errichteten Wohngebieten kontinuierlich an Nachfragern verlieren werden. Der Nachfrage-
rückgang bis 2015 liegt bei einem jährlichen Durchschnitt von rund 350 Wohnungen. Bis zum 
Jahr 2015 summiert sich der Nachfrageverlust auf 5 010 Haushalte (Abb. 2).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 2: Prognose 
der Veränderung nachfragender Haushalte in der Hansestadt Wismar im Szenario  „Regionale 
Entwicklung“ 
 Quelle: Hansestadt Wismar (2002, S15) 

Anzahl nachfragender Haushalte 
im Jahr  

2000 2005 2010 2015 

Proz. 
Veränderung 

Haushalte gesamt 22 740 22 625 21 785 20 518 - 9,8 %   

junge 1- oder 2- Pers.- Haushalte 6 260 5 351 3 995 3 124 - 50,1 % 

ältere 1- oder 2- Pers.-Haushalte 10 664 11 710 12 628 12 672 + 18,8 % 

Haushalte mit 3 od. mehr Pers. 5 816 5 564 5 162 4 723 - 18,8 % 



Die frei werdenden Wohnungen werden nur teilweise wieder bezogen und der Wohnungs-
leerstand in den industriell errichteten Wohnungen wird sich durch den Bevölkerungsrück-
gang und die veränderten Wohnpräferenzen dramatisch erhöhen. Ohne Wohnungsrückbau 
in den industriell gefertigten Wohngebieten wäre zu erwarten, dass die Wohnungsleer-
standsquote von 12,2 % im Jahr 2001 auf 50,3 % im Jahr 2015 steigen würde (Abb. 3).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 3: Prognose des Wohnungsleerstandes an industriell gefertigten Wohnungen in der Hansestadt 
 Wismar 
 Quelle: Hansestadt Wismar (2002, S.15) 
 
Für die gemischten Wohngebiete sieht die zukünftige Entwicklung weniger dramatisch aus. 
Dennoch ist zukünftig mit weiteren Nachfrageverlusten in diesen Wohnungsbeständen zu 
rechnen. Die Wismarer Altstadt hingegen wird als Wohnstandort wieder an Bedeutung ge-
winnen und nach 2010 mit einer Wohnungsnachfrage rechnen können, die über dem heuti-
gen Niveau liegt. Die Nachfrage nach Eigenheimen oder Wohnungen in Ein- und Zweifamili-
enhaussiedlungen hält nach den Prognoseergebnissen weiter an, wird sich von ihrer Dyna-
mik her jedoch abschwächen. 
 
Die am Stadtumbau beteiligten Akteure, zu denen neben den kommunalen Vertretern auch 
die Wohnungsunternehmen und die Bürgermeister der Umlandgemeinden gehören, be-
schlossen für Wismar gemeinsam konkrete Rückbaumaßnahmen. So wollen die Wohnungs-
gesellschaften insgesamt ca. 3 000 Wohnungen vom Markt nehmen. Ohne Rückbau würde 
sich der Wohnungsleerstand in Wismar von 10,8 % im Jahr 2001 auf 21,5 % im Jahr 2015 
erhöhen (Hansestadt Wismar 2002, S.25). Eine derartige Leerstandsentwicklung ist für eine 
Stadt und ihre Wohnungsunternehmen nicht verkraftbar. 
 
Fazit 
 
Für zunehmend mehr Städte werden die demographischen Veränderungen, insbesondere 
die Schrumpfung und Alterung der Bevölkerung, ein ernstzunehmendes Thema sein. Wäh-
rend die meisten ostdeutschen Städte durch die politische Wende ziemlich unvorbereitet mit 
der Bevölkerungsschrumpfung konfrontiert wurden, haben die Städte im westlichen Teil der 
Bundesrepublik Deutschland die Möglichkeit, sich auf ihre Bevölkerungsentwicklungen, die 
oftmals mit einer Bevölkerungsschrumpfung einhergehen, langfristig einzustellen. Für einige 
Städte bleibt für vorausschauende Betrachtungen zu den Folgen der Schrumpfung noch ei-
nige Zeit, weil der Schrumpfungs- und Alterungsprozess langsam voranschreitet. Für andere 
Städte ist hingegen der Alarmierungspunkt  bereits überschritten und es gilt, konkrete Vor-
stellungen zur Entwicklung des Wohnungsbestandes zu erarbeiten und entsprechende Maß-
nahmen auf der städtischen Ebene abzuleiten und möglichst bald in den Wohngebieten um-
zusetzen.  
 



Insbesondere für schrumpfende Kommunen, aber auch für wachsende Kommunen erscheint 
es wichtig, frühzeitig die Folgen der demographischen Veränderungen für die zukünftige 
Wohnungsnachfrageentwicklung auch konkret durchzurechnen. Die erwähnte Prognoseme-
thode des IÖR  wurde derart konzipiert, dass von jeder Kommune eine relativ wenig aufwen-
dige Prognoserechnung zum Wohnungsbedarf möglich ist. Eine derartige Prognose kann 
Auskunft darüber geben, wie viele Haushalte in Zukunft als Wohnungsnachfrager auf dem 
Markt agieren werden und wie sich die Haushaltsstruktur aufgrund der demographischen 
Entwicklung verändern wird. Mit deutlich mehr Aufwand kann dann wie von der Stadt Wismar 
eine Wohnungsnachfrageprognose erarbeitet werden, mit deren Hilfe die Nachfrageverände-
rungen und die Leerstandsentwicklung nach einzelnen Wohngebiets- oder Bebauungsstruk-
turtypen vorausgeschätzt werden kann. Die veränderte Altersstruktur der Bevölkerung in den 
Städten wird zwangsläufig ihre Auswirkungen auf die zukünftige Wohnungsnachfrage haben. 
Es wird deshalb empfohlen, mit den Wirkungsanalysen so früh wie möglich zu beginnen, um 
den Folgen von Schrumpfung und Alterung sowie von Bevölkerungswachstum und Woh-
nungsnot rechtzeitig entgegen zu wirken. Dieser Aufwand sollte im Interesse der Kommunen 
selbst liegen und nicht durch eine kurzsichtige Blickweise, weil heute noch kein massives 
Problem zu sehen ist, vernachlässigt werden. 
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